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denburgischen Bauordnung handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig entgegen § 2 die vorgeschriebenen Prüfungen nicht oder
nicht spätestens binnen drei Monaten nach Ablauf der Frist
nach § 2 Satz 1 durchführen lässt. Der Bauherr oder Betreiber
kann nach § 79 Abs. 3 Nr. 1 der Brandenburgischen Bauord-
nung mit einer Geldbuße bis zu 10 000 Euro belegt werden.

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 79 Abs. 3 Nr. 1 der Bran-
denburgischen Bauordnung handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig entgegen § 5 Abs. 1 die Prüfung nicht rechtzeitig veran-
lasst oder entgegen § 5 Abs. 1 Mängel nicht fristgerecht oder
unverzüglich abstellt. Der Bauherr oder Betreiber kann nach
§ 79 Abs. 3 Nr. 1 der Brandenburgischen Bauordnung mit einer
Geldbuße bis zu 10 000 Euro belegt werden.

§ 7
In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Brandenburgische Technische-Anlagen-
Prüfverordnung vom 21. Juli 1998 (GVBl. II S. 533) außer
Kraft.

Potsdam, den 1. September 2003

Der Minister für Stadtentwicklung, 
Wohnen und Verkehr

Hartmut Meyer

Verordnung über die Übertragung 
bauaufsichtlicher Zuständigkeiten 

im Land Brandenburg
(Brandenburgische Bauzuständigkeitsverordnung –

BbgBauZV)

Vom 1. September 2003

Auf Grund des § 80 Abs. 3 Nr. 5 und Abs. 5 der Brandenburgi-
schen Bauordnung vom 16. Juli 2003 (GVBl. I S. 210) sowie
auf Grund des § 2 des Gesetzes zum Abkommen über das
Deutsche Institut für Bautechnik vom 14. Juni 1993 (GVBl. I
S. 202) in Verbindung mit den §§ 11, 13 und 15a Abs. 2 Satz 3
des Bauproduktengesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28. April 1998 (BGBl. I S. 812) verordnet der Mi-
nister für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr:

§ 1
Übertragung von Zuständigkeiten 

auf das Bautechnische Prüfamt

Dem Bautechnischen Prüfamt wird die Zuständigkeit für fol-
gende Aufgaben zur landesweit einheitlichen Wahrnehmung
übertragen:

1. Zustimmung im Einzelfall (§§ 17 und 18 der Brandenbur-
gischen Bauordnung),

2. Erteilung von Typenprüfungen (§ 66 Abs. 6 der Branden-
burgischen Bauordnung), 

3. Erteilung von Ausführungsgenehmigungen für Fliegende
Bauten (§ 71 Abs. 3 der Brandenburgischen Bauordnung),

4. Prüfung bautechnischer Nachweise besonderen Schwierig-
keitsgrades, einschließlich Überprüfung der Bauausführung,

5. Beratung der unteren Bauaufsichtsbehörden in Fragen der
Bautechnik und der Bauprodukte, 

6. Vollzug des § 13 Abs. 2 des Bauproduktengesetzes,

7. Anerkennung und Überwachung der Prüfingenieure sowie
Aufsicht über die Prüfingenieure. 

§ 2
Anerkennung von Prüf-, Überwachungs- und

Zertifizierungsstellen

(1) Das Deutsche Institut für Bautechnik ist zuständige Behör-
de für die Anerkennung von Personen, Stellen und Überwa-
chungsgemeinschaften als

1. Prüfstelle für eine Brauchbarkeitsbeurteilung nach § 11
Abs. 1 Nr. 1 des Bauproduktengesetzes,

2. Prüfstelle nach § 11 Abs. 1 Nr. 2 des Bauproduktengeset-
zes,

3. Überwachungsstelle nach § 11 Abs. 1 Nr. 3 des Baupro-
duktengesetzes oder

4. Zertifizierungsstelle nach § 11 Abs. 1 Nr. 4 des Baupro-
duktengesetzes.

(2) Absatz 1 gilt für die vorläufige Anerkennung nach § 16
Abs. 4 des Bauproduktengesetzes entsprechend.

§ 3
Überwachung der anerkannten Prüf-,

Überwachungs- und Zertifizierungsstellen

Zuständige Überwachungsbehörde nach § 15a Abs. 2 Satz 3
Nr. 1 des Bauproduktengesetzes ist das Deutsche Institut für
Bautechnik.

§ 4
In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.
Gleichzeitig treten
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1. die Bauproduktenzuständigkeitsverordnung vom 31. Au-
gust 2000 (GVBl. II S. 332) und

2. die 2. Bauzuständigkeits-Übertragungsverordnung vom
12. November 1999 (GVBl. II S. 641) 

außer Kraft.

Potsdam, den 1. September 2003

Der Minister für Stadtentwicklung, 
Wohnen und Verkehr

Hartmut Meyer

Verordnung über die Anwendung von Verordnungen
nach § 11 des Gerätesicherheitsgesetzes 

auf bauliche Anlagen im Land Brandenburg
(BbgBauGSGV)

Vom 1. September 2003

Auf Grund des § 80 Abs. 6 der Brandenburgischen Bauordnung
vom 16. Juli 2003 (GVBl. I S. 210) verordnet der Minister für
Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr im Einvernehmen mit
dem Minister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen:

§ 1
Anwendungsbereich

Für überwachungsbedürftige Anlagen und Einrichtungen im

Sinne des § 1 Abs. 2 Satz 1 und 2 der Betriebssicherheitsver-
ordnung vom 27. September 2002 (BGBl. I S. 3777), die weder
gewerblichen noch wirtschaftlichen Zwecken dienen und durch
die keine Beschäftigten gefährdet werden können, gelten die
Abschnitte 1 und 3 sowie § 27 Abs. 2 bis 6 der Betriebssicher-
heitsverordnung entsprechend. § 12 Abs. 2 des Gerätesicher-
heitsgesetzes findet auf diese Anlagen und Einrichtungen An-
wendung.

§ 2
Zuständigkeit

Die Zuständigkeit bestimmt sich nach der Verordnung zur Re-
gelung von Zuständigkeiten auf den Gebieten Geräte- und Be-
triebssicherheit. 

§ 3
In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Anwendung von Ver-
ordnungen nach § 11 des Gerätesicherheitsgesetzes auf bauli-
che Anlagen vom 19. Juni 1995 (GVBl. II S. 490) außer Kraft.

Potsdam, den 1. September 2003

Der Minister für Stadtentwicklung, 
Wohnen und Verkehr

Hartmut Meyer




